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Vorbemerkung
Der Gewerberaummietvertrag hat die Vermietung solcher Räume zum Gegenstand, in denen eine geschäftliche oder freiberufliche Tätigkeit, insbesondere ein Gewerbe, ausgeübt werden soll (Geschäftsraummiete). Der Gesetzgeber betrachtet sie als Räume, „die keine Wohnräume sind“ (so § 578 Abs. 2 Satz 1 BGB) und regelt ihre rechtliche Ausgestaltung nur bruchstückhaft als Anhang zum Wohnungsmietrecht. Anders als das Wohnraummietrecht, das ganz überwiegend vom Gedanken des Mieterschutzes geprägt ist und daher z.B. die Kündigung für den Vermieter an praktisch kaum überwindbare Voraussetzungen knüpft, fällt das Gewerberaummietrecht punktuell gestaltungsfreier aus, soweit es nicht auch auf insoweit zwingende Bestimmungen  des Wohnraummietrechts verweist (vgl. §§ 578, 579 Abs. 2 BGB i.V.m. §§ 535-548, 550, 552 Abs. 1, 554 Abs. 1 - Abs. 4, 556 b Abs. 1, 562-562d, 566-567b, 569 Abs. 1 und Abs. 2, 570, 580, 580a Abs. 2 und Abs. 4 BGB). So bedarf beispielsweise die Kündigung eines Gewerberaummietvertrages von Gesetzes wegen nicht der Schriftform (vgl. § 568 BGB, der für Gewerbemiete nicht gilt), welche gleichwohl aus Beweisgründen ratsam ist. Die Einordnung eines Mietvertrages als Gewerberaummietvertrag und damit die Abgrenzung zum Wohnraummietrecht erfolgt maßgeblich über den vereinbarten Miet- und Vertragszweck (vgl. § 3). Die Parteien müssen daher deutlich machen, dass die Vermietung der Räume oder des Grundstückes dem Betrieb z.B. einer Steuerberaterkanzlei, einer Autowerkstatt, oder eines Elektronikfachgeschäftes dient. Bei der Formulierung ist Vorsicht geboten. Denn die Anmietung von Wohnräumen zum Zwecke der Weitervermietung erfüllt den Zweck eines Gewerberaummietvertrages und wird nicht als Wohnraummietvertrag betrachtet (BGH NJW 1988, S. 486). Das Vertragsformular sieht vor, dass der Vermieter zur Umsatzsteuer optiert.

Gewerberaummietvertrag inkl. Hausordnung
Rechnung Nr. ___________________

zwischen der A-GmbH, ________ vertreten durch ihren alleinvertretungsberechtigten Geschäftsführer, 
USt-IdNr.:
– Vermieter –

und

der B-GmbH, __________ vertreten durch ihren alleinvertretungsberechtigten Geschäftsführer,
USt-IdNr.:
– Mieter – 

§ 1 Räume
Der Vermieter vermietet an den Mieter die im _________geschoss des Hauses ______________ (Straße) in _______ (Postleitzahl) __________ (Ort) gelegenen Gewerberäume, bestehend aus _____________________ (Fläche ca. ____ qm), ___________________ (Fläche ca. _______ qm), ___________________ (Fläche ca. ____ qm), einer Mitarbeitertoilette (Fläche ca. ____ qm), zwei Kundentoiletten (Fläche ca. ____ qm) sowie _____ Kellerraum, gekennzeichnet mit den Nummern ___, __ ,__ und ___ (Gesamtfläche ca. ____ qm). 

Mitvermietet werden die Stellplätze/Garagen Nr. __________ im Hof.
Die vermieteten Räume und Stellplätze ergeben sich aus dem als Anlage 1 beigefügten Lageplan, in dem diese mittels ____________ (Schraffur / Buchstaben / Zahlen o.ä.) kenntlich gemacht sind. Der Lageplan ist wesentlicher Bestandteil dieses Vertrages.

§ 2 Zustand 
1) Dem Mieter ist der gegenwärtige Zustand der Mietsache bekannt. Die Mietsache wird in dem vorhandenen und vollständig besichtigten Zustand übergeben und von dem Mieter als vertragsgemäß übernommen. Spätere Einwendungen und Schadenersatzansprüche des Mieters wegen offener und verdeckter Mängel sind ausgeschlossen, es sei denn, diese wurden vorsätzlich verschwiegen.
2) Der Vermieter haftet nicht, wenn zum Betrieb eventuell erforderliche behördliche Genehmigungen nicht erteilt werden. Der Mieter hat die eventuell für den Betrieb ihres Gewerbes erforderlichen öffentlich-rechtlichen Genehmigungen, Konzessionen o. ä. auf eigene Kosten zu beschaffen. Werden öffentlich-rechtliche Genehmigungen oder Konzessionen für den Geschäftsbetrieb widerrufen oder anderweitig entzogen, kann der Mieter hieraus gegenüber dem Vermieter keine Rechte herleiten.
3) Wenn die Versorgung der Mieträume mit Gas, Strom und Wasser oder Entwässerung durch höhere Gewalt oder einen nicht von dem Vermieter zu vertretenden Umstand unterbrochen wird, hat der Mieter kein Recht zur Mietminderung oder auf Schadensersatz.

§ 3 Zweck
Die Mieträume dienen dem Mieter zum Betrieb eines __________________. Die Mieträume dürfen nur zu diesem Zweck genutzt werden. Änderungen dieses Zweckes bedürfen der vorherigen Zustimmung des Vermieters.

§ 4 Umsatzsteueroption 
1) Der Mieter verpflichtet sich, den Mietgegenstand ausschließlich für die Erzielung von Umsätzen zu verwenden, die den Vorsteuerabzug nicht ausschließen. Er verpflichtet sich, in den Mieträumen keine umsatzsteuerfreien Geschäfte durchzuführen. Der Mieter hat dem Vermieter allen Schaden zu ersetzen, der diesem dadurch entsteht, dass ein Verstoß des Mieters gegen diese Verpflichtung zu einer Korrektur des Vorsteuerabzugs des Vermieters führt. Der Mieter hat dem Vermieter jährlich durch Vorlage geeigneter Unterlagen, z.B. einer Bescheinigung eines Steuerberaters, nachzuweisen, dass in dem Mietobjekt ausschließlich Umsätze durchgeführt wurden, die den Vorsteuerabzug nicht ausschließen. Der Mieter hat dem Vermieter unverzüglich über diejenigen Umstände zu informieren, welche die Zulässigkeit der Option zur Umsatzsteuerpflicht dieser Vermietungsleistungen tangieren. Der Vermieter ist zur außerordentlichen Kündigung des Mietverhältnisses berechtigt, wenn der Mieter den Mietgegenstand nicht mehr ausschließlich für die Erzielung von Umsätzen verwendet, die den Vorsteuerabzug nicht ausschließen.
2) Falls der Mieter die Mieträume nicht ausschließlich für Zwecke verwendet, die den Vorsteuerabzug nicht ausschließen, erhöht sich die Nettomiete (Kaltmiete und Betriebskostenvorauszahlung) automatisch um den Betrag, der der Umsatzsteuer auf die Miete und die Betriebskosten entspricht. Die Mieterhöhung tritt in dem Monat ein, in dem der Mieter die umsatzsteuerschädliche Nutzung der Räume beginnt.
3) Der Mieter ist verpflichtet, dem Vermieter oder den Finanzbehörden des Vermieters eigene Unterlagen und Belege zu auszuhändigen, wenn dieser sie als Nachweis gegenüber den Finanzbehörden benötigt. 
4) Will der Mieter die Mietsache oder Teile hiervon untervermieten, hat er für die Untervermietung zur Umsatzsteuer zu optieren und seinem Mieter alle Verpflichtungen aus § 4 dieses Vertrages aufzuerlegen. Er ist verpflichtet, den Untermietvertrag so zu gestalten, dass dem Vermieter im Hinblick auf dessen Umsatzsteueroption direkte Ansprüche gegen den Untermieter zustehen. Er haftet für die Einhaltung dieser Verpflichtung durch den Untermieter.
5) Schadensersatzansprüche wegen Nichteinhaltung der Verpflichtungen aus § 4 dieses Mietvertrages verjähren frühestens 6 Monate nach Bestandskraft des Bescheides, mit die Finanzbehörden des Vermieters feststellen, dass dieser durch ein steuerschädliches Verhalten des Mieters oder dessen Untermieters nicht mehr zum Vorsteuerabzug berechtigt ist.

§ 5 Dauer
1) Das Mietverhältnis beginnt am _________ und läuft auf unbestimmte Zeit. Es gelten die gesetzlichen Kündigungsfristen. Die Kündigung ist durch eingeschriebenen Brief gegenüber dem Vermieter zu erklären.

Formulierungsalternative1:
1) Das Mietverhältnis beginnt am ________ und endet mit Ablauf des ___________. Das Mietverhältnis verlängert sich um jeweils _______ Jahr(e), wenn es nicht spätestens sechs Monate vor Ablauf der Mietzeit von einer der Parteien gekündigt wird. Eine Kündigung muss schriftlich erfolgen. Danach verlängert sich das Mietverhältnis automatisch um jeweils ein weiteres Jahr, wenn es nicht spätestens sechs Monate vor Ablauf der Mietzeit von einer der Parteien gekündigt wird.

Formulierungsalternative2:
1) Das Mietverhältnis beginnt am________ und wird für die Dauer von 5 Jahren abgeschlossen. Das Mietverhältnis endet mit dem________.
Dem Mieter steht das Recht zu, das Mietverhältnis um weitere fünf Jahre zu verlängern. Er muss diese Verlängerungsoption spätestens zwölf Monate vor Ablauf des Mietvertrages gegenüber  dem Vermieter schriftlich ausüben. 

Praxishinweis
Dieser Vertragsentwurf enthält drei verschiedene Formulierungen für die Dauer des Mietverhältnisses. Das Gesetz sieht eine unbefristete Dauer vor. Jede Partei kann den Vertrag spätestes am dritten Werktag eines Kalendervierteljahres zum Ablauf des nächsten Kalendervierteljahres kündigen. Die gesetzliche Regelung gibt Gewerbetreibende jedoch keine langfristige Planungssicherheit, weil der Vermieter auch ohne Kündigungsgründe das Mietverhältnis relativ kurzfristig beenden kann. Die beiden Formulierungsalternativen enthalten verschiedene Befristungen, die auch miteinander kombiniert werden können. Befristete Mietverhältnisse mit einer Laufzeit von mehr als einem Jahr bedürfen der Schriftform. Sie gelten dann als unbefristet.
2) Ausgeschlossen ist eine Vertragsverlängerung bei Fortsetzung des Mietgebrauches nach Beendigung des Mietverhältnisses durch den Mieter (§ 545 BGB).
3) Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Kündigt der Vermieter aus wichtigem Grund, haftet der Mieter für den Ausfall an Miete, Betriebs- und Nebenkosten und sonstigen Leistungen.

§ 6 Mietzinsen und Nebenkosten
Praxishinweis
Dieses Vertragsformular für einen Gewerberaummietvertrag unterstellt, dass sowohl der Vermieter als auch der Mieter Unternehmer sind. Die Miete ist mit Umsatzsteuer ausgewiesen. Ist der Mieter kein Unternehmer und weist er in dem Mietvertrag trotzdem Umsatzsteuer aus, hat er sie gemäß § 14c Abs. 2 UStG an das Finanzamt abzuführen.
Der Gewerberaummieter kann die auf die Miete entfallende Umsatzsteuer nur als Vorsteuer abziehen, wenn er eine Rechnung mit dem Inhalt nach § 14 Abs. 4 UStG erhält. Der Mietvertrag allein ermöglicht keinen Vorsteuerabzug, weil in ihm nicht über konkret bezeichnete  Teilleistungen (Miete eines jeweiligen Monats) abgerechnet wird.
Um dem Mieter den Vorsteuerabzug zu ermöglichen, muss der Mietvertrag sämtliche für eine Rechnung erforderlichen Angaben nach § 14 Abs. 4 UStG enthalten. Da der konkrete Leistungszeitraum aber im Mietvertrag nicht genannt wird, benötigt der Mieter weitere Dokumente. Hier bieten sich zwei Alternativen:
1. Alternative:  Der Mieter gibt in der monatlichen Überweisung den jeweiligen Monat, den Betrag der Nettomiete  und den Umsatzsteuerbetrag an. 
2. Alternative:  Der Vermieter stellt dem Mieter zu Beginn des Mietverhältnisses eine Dauerrechnung aus. In dieser Rechnung müssen aufgeführt werden: 
- auf welchen Mietvertrag (einschließlich Adresse) sich die Dauerrechnung bezieht,
- die monatliche Miete, Betriebskostenvorauszahlungen, Umsatzsteuer, Gesamtzahlbetrag,
- die monatliche Fälligkeit des Mietzinses, wie sie in § 5 des Mietvertrages genannt ist.	 
- die Geltung der Dauerrechnung bis zur Ausstellung einer neuen Dauerrechnung.
Eine neue Dauerrechnung muss ausgestellt werden, wenn sich die Kaltmiete, die Betriebskostenvorauszahlung oder der Umsatzsteuersatz ändert.

1) Der Mieter hat auf den monatlichen Mietzins einschließlich Nebenkostenvorauszahlungen die jeweils geltende Umsatzsteuer, derzeit 19% zu zahlen. Ändert sich die Höhe der gesetzlichen Umsatzsteuer, ist ab dem Monat, zu dem die Änderung stattfindet, die geänderte Umsatzsteuer zu zahlen.

2) Der Vermieter stellt dem Mieter zu Beginn des Mietverhältnisses einer Dauerrechnung aus, die den Anforderungen des § 14 UStG entspricht.

Formulierungsalternative
Der Mieter überweist die Miete monatlich unter Angabe des Monats, der einzelnen Beträge für Kaltmiete, Betriebskosten  und Mehrwertsteuer an den Vermieter.

3) Die monatliche Grundmiete beträgt:

___________________________	€	
Stellplätze/Garage Nr.	€	
19% Umsatzsteuer	€	

Mit der Miete sind monatlich folgende Betriebskostenvorauszahlung zu entrichten:

Heizkostenvorauszahlung	€	
Betriebskostenvorauszahlung	€	
19% Umsatzsteuer	€	

Gesamt	€	


4) Folgende Neben- und Betriebskosten sind vom Mieter gesondert zu zahlen:

Strom, Wasser, Abwasser, Grundsteuer und steuergleiche Hausabgaben, Neuwertversicherung, Haftpflichtversicherung, Wartungsverträge für technische Geräte und Anlagen, Straßenreinigung, Hauswart/Hausmeister, Gebäudereinigung, Hausverwaltung, Garten- und Hofpflege, Heizung, Müll und im Übrigen die Nebenkosten gemäß § 2 Betriebskostenverordnung soweit nicht vorstehend bereits genannt. 

Die Kosten der Hausverwaltung werden pauschal mit___% der im Abrechnungszeitraum geltenden Grundmiete vereinbart.
Praxishinweis
In Gewerbemietverträgen ist es zulässig, auch andere als in der Betriebskostenverordnung aufgeführten Betriebskosten auf den Mieter zu übertragen. Hierzu gehören auch die Kosten der Hausverwaltung. In Gewerbemietverträgen werden die Kosten üblicherweise pauschal berechnet. Besonders praktikabel ist es, als pauschale Kosten einen Prozentsatz der Grund(Kalt)miete zu vereinbaren. Hierdurch werden Streitigkeiten über die Höhe der umzulegenden Verwaltungskosten vermieden.

5) Die Betriebskosten, ausgenommen die der Hausverwaltung, werden auf alle Mieter anteilig umgelegt. Umlagemaßstab und -art legt der Vermieter fest, wobei der Grundsatz der gleichmäßigen Behandlung aller Mieter gewährleistet sein muss.

6) Über die o.g. Betriebskostenvorauszahlung rechnet der Vermieter einmal jährlich ab. Endet das Mietverhältnis im Laufe eines Abrechnungsjahres, kann der Mieter keine Zwischenabrechnung verlangen.

7) Sollte sich nach einem Abrechnungszeitraum eine Änderung ergeben, werden die Nebenkostenvorauszahlungen entsprechend angepasst, ohne dass es einer ausdrücklichen Zustimmung des Mieters bedarf. 

8) Die Mieten und die Nebenkostenvorauszahlungen sind – monatlich bis zum 3. Werktag bei dem Vermieter eingehend – spesenfrei auf das Konto des Vermieters bei der ____________________________________________________________
Konto Nr. ____________________, BLZ________________________________
zu zahlen.

Formulierungsalternative: 
Der Mieter erklärt sich damit einverstanden, dass die monatlichen Miet- und Nebenkostenzahlungen bei Fälligkeit durch Abbuchungsauftrag von seinem Konto bei einer Bank oder Sparkasse eingezogen werden. Hierzu erteilt der Mieter dem Vermieter eine Einzugsermächtigung für sein Konto Nr.: __________bei der ________ Bank, BLZ ________.)

9) Befindet sich der Mieter mit der Zahlung des Mietzinses oder der Umlagen im Rückstand, sind Teilzahlungen zunächst auf Kosten, dann auf Zinsen und dann auf die Hauptschuld, und zwar zunächst auf die ältere Schuld, anzurechnen. 


§ 7 Wertsicherung
Praxishinweis
Für Gewerberaummieten gibt es keine gesetzliche Regelung für eine Mieterhöhung. Die Regelungen für eine Mieterhöhung z.B. wg. energetischer Umbauten durch den Vermieter gelten ausschließlich für Wohnraum Während eines bestehenden Mietverhältnisses über Gewerberaum kann die Miete nur mit Zustimmung des Mieters erhöht werden. 
Für Mietverhältnisse mit einer Mindestlaufzeit von zehn Jahren oder einer einseitigen Verlängerungsmöglichkeit für den Mieter auf mindestens zehn Jahre stellen Wertsicherungsklauseln eine Möglichkeit dar, den durch den Kaufkraftschwund entstehenden Wertverlust auszugleichen. Es gibt verschiedene Möglichkeiten, eine Wertsicherungsklausel zu gestalten Zwei Beispiele sind in diesen Vertragsentwurf aufgenommen. 
Für Mietverhältnisse mit kürzerer Laufzeit oder unbefristete Verträge, aber auch für langfristige Mietverträge kann eine regelmäßige Mieterhöhung von Vornherein vereinbart werden. Diese Möglichkeit ist in diesem Formular als Formulierungsalternative „Staffelmiete“ aufgeführt, wobei hier beispielhaft eine jährliche Mieterhöhung ab dem 3. Mastjahr um 1% genannt ist. Die Vertragsparteien können die Intervalle der Mieterhöhungen und die Höhe frei aushandeln.

Ändert sich der vom Statistischen Bundesamt festgestellter Verbraucherpreisindex für Deutschland gegenüber dem für den Monat des Vertragsbeginns veröffentlichten Index um mehr als 5%  nach oben oder unten, ändert sich die Miete automatisch im gleichen prozentualen Verhältnis jeweils nach oben oder unten, ohne dass es hierzu einer Erklärung des Vermieters bedarf.

Formulierungsalternative1:
Ändert sich der vom Statistischen Bundesamt festgestellter Verbraucherpreisindex für Deutschland gegenüber dem für den Monat des Vertragsbeginns veröffentlichten Indes um mehr als 5%  nach oben oder unten, kann der Vermieter vom Mieter die Änderung der Miete im gleichen prozentualen Verhältnis verlangen. Die Miete ändert sich in dem auf den Zugang des entsprechenden Schreibens des Vermieters beim Mieter folgenden Monat.

Formulierungsalternative2

Die monatliche Grundmiete nach § 5 Abs.1 dieses Vertrages erhöht sich ab dem (z.B. 3.)Mietjahr  jährlich um (z.B. 1)% der Vorjahrsmiete. 
Diese Mieterhöhung tritt automatisch ein, ohne dass es einer weiteren Erklärung der Vertragsparteien bedarf. Die erhöhte Miete wird ab dem Monat geschuldet, in dem der Erhöhungstatbestand eingetreten ist. 

§ 8 Sicherheitsleistung
1) Der Mieter leistet vor Beginn des Mietverhältnisses dem Vermieter zur Sicherung der Erfüllung seiner Verpflichtungen aus dem Mietverhältnis eine Kaution in Höhe von _________ EURO in bar oder in Form einer selbstschuldnerischen Bankbürgschaft.
2) Der Vermieter wird eine in bar gezahlte Kautionssumme getrennt von seinem Vermögen zu dem für Spareinlagen mit dreimonatiger Kündigungsfrist üblichen Zinssatz anlegen.
3) Der Vermieter ist berechtigt, sich wegen Forderungen, die er gegen den Mieter während oder nach Beendigung der Mietdauer im Zusammenhang mit seinem Vertrag erlangt, aus der Kaution zu befriedigen. Bei einer Befriedigung des Vermieters während der Vertragslaufzeit ist der Mieter verpflichtet, die Kautionssumme unverzüglich wieder auf den in § 6 Abs. 1 genannten Betrag aufzustocken.
4) Über die Kaution ist nach Beendigung des Mietverhältnisses abzurechnen, eine etwa verbleibende Kautionssumme einschließlich Zinsen ist an den Mieter auszubezahlen. 

§ 9 Zahlungsverzug/Aufrechnung
1) Gerät der Mieter mit Zahlungen in Verzug, kann der Vermieter für jede schriftliche Mahnung pauschal Mahnkosten in Höhe von ___ EURO sowie Verzugszinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz gem. § 247 BGB geltend machen.
2) Gegenüber Ansprüchen des Vermieters kann der Mieter nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen aufrechnen. Ebenso kann der Mieter nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen ein Zurückbehaltungsrecht ausüben. Sein Recht zur Mietminderung bleibt hiervon unberührt. 

§ 10 Allgemeine Sorgfalts- und Obhutspflichten
1) Der Mieter verpflichtet sich, die Mieträume schonend und pfleglich zu behandeln sowie ungezieferfrei zu halten. Schäden an und in den Mieträumen sind dem Vermieter unverzüglich anzuzeigen. Der Mieter haftet für alle Schäden des Vermieters, die durch eine verspätete Anzeige verursachte werden. Der Mieter trägt die Kosten der Ungezieferbeseitigung
2) Der Mieter haftet für Schäden des Vermieters, die durch Verletzung der ihm obliegenden Obhuts- und Sorgfaltspflichten schuldhaft verursacht werden. Der Mieter haftet in gleicher Weise für Schäden, die Angestellte, etwaige Untermieter, Lieferanten, Handwerker, Besucher und sonstige Personen, die sich mit seinem Willen in den Mieträumen aufhalten, verursachen.
3) Kommt der Mieter seiner Pflicht zur Beseitigung von Schäden nach schriftlicher Mahnung innerhalb angemessener Fristen nicht nach, kann der Vermieter die erforderlichen Arbeiten auf Kosten des Mieters vornehmen lassen. Bei Gefahr im Verzug bedarf es der Mahnung und Fristsetzung nicht.

§ 11 Versicherung
1) Die von dem Vermieter gehaltenen Versicherungen betreffen ausschließlich das Gebäude. Der Vermieter hat für das Gebäude eine Feuer-, Leistungswasser- und Sturmschadenversicherung sowie eine Gebäudehaftpflichtversicherung abgeschlossen. 

2) Die Versicherung gegen alle Beschädigungen der eingebrachten Gegenstände, Einrichtungen und Waren sowie Schaufenster- und Isolierverglasungen und die Versicherung gegen Haftpflichtschäden aller Art sowie gegen Schäden aus Betriebsunterbrechungen und Einbruch ist Sache des Mieters. 

§ 12 Untervermietung
1) Der Mieter ist nicht berechtigt, ohne vorherige Zustimmung des Vermieters die Mietsache ganz oder teilweise unterzuvermieten. Verweigert der Vermieter die Erlaubnis, kann der Mieter das Mietverhältnis außerordentlich mit der gesetzlichen Frist kündigen, sofern nicht in der Person des Dritten ein wichtiger Grund vorliegt. 
2) Eine etwaig erteilte Erlaubnis zur Untervermietung kann der Vermieter aus wichtigem Grund, der auch in der Person des Untermieters liegen kann, widerrufen. 3) Der Mieter hat das einem Untermieter beim Gebrauch der Mietsache zur Last fallendes Verschulden zu vertreten.

Praxishinweis
Der Vermieter kann bei Gewerberaummietverträgen eine Untervermietung oder andere Art von Nutzungsüberlassung an Dritte komplett ausschließen.
Soll aber, wie in diesem Vertragsentwurf, eine Untervermietung nicht von vornherein ausgeschlossen sein, muss dem Mieter das Sonderkündigungsrecht nach § 540 Abs. 1 S. 2 BGB für den Fall verbleiben, dass der Vermieter im Laufe des Mietverhältnisses einer Untervermietung nicht zustimmt.
§ 13 Verbrauchseinrichtungen
1) Der Mieter darf die vorhandenen Leitungen für Wasser und Gas sowie das Stromnetz nur soweit in Anspruch nehmen, dass keine Überlastungen eintreten. Einen etwaigen Mehrbedarf darf der Mieter durch Erweiterungen der Zuleitung auf eigene Kosten nach vorheriger Zustimmung durch den Vermieter decken.
2) Bei Störungen und Schäden in den Versorgungsleitungen hat der Mieter für sofortige Abschaltung zu sorgen und ist verpflichtet, den Vermieter unverzüglich zu benachrichtigen.

§ 14 Schönheitsreparaturen 
1) Die Ausführung der Schönheitsreparaturen während der Mietzeit obliegt dem Mieter. Zu den Schönheitsreparaturen gehört das Tapezieren und Anstreichen der Wände und Decken, der Heizkörper und Heizrohre, der Innentüren sowie der Fenster und Außentüre von innen und außen. Teppichböden sind jährlich fachgemäß zu reinigen.
2) Die Schönheitsreparaturen sind dem Zweck und der Art der Mieträume entsprechend regelmäßig durchzuführen, wenn das Aussehen der gemieteten Räume mehr als nur unerheblich durch den Gebrauch beeinträchtig ist.

Praxishinweis
Schönheitsreparaturen, Instandhaltungen und Instandsetzungen der Mietsache obliegen nach dem Gesetz dem Vermieter. Sie können aber in Gewerberaummietverträgen vollständig auf den Mieter übertragen werden.
Für den Mieter bedeutet dies, dass er nicht nur regelmäßig auf seine Kosten anstreichen sondern auch die Kosten der Wartung, Reparatur und Erneuerung der in den von ihm gemieteten Räumen befindlichen Einbauten und Gegenstände sowie der mit anderen Mietern gemeinschaftlich genutzten Gebäudeflächen und Räume tragen muss. Im Unterschied zu Wohnungsmietverträgen können die Instandhaltungs-und Instandsetzungskosten der Höhe nach unbegrenzt auf den Mieter übertragen werden. Um Streitigkeiten bei Rückgabe der Mietsache zu vermeiden, sollten die Parteien des Mietvertrages schon bei Abschluss genau festlegen, ob z.B. Fußböden oder Türen durch den Mieter erneuert werden müssen.
Die Regelung in § 15 ist Vermieterfreundlich ausgestaltet.
§ 15 Instandhaltung, Instandsetzung
1) Der Vermieter trägt die Instandhaltung und Instandsetzung von Dach und Fach des Gebäudes. Mit „Dach“ sind die Dachkonstruktion auch der Vor- und Nebendächer mit Eindeckung sowie die dazugehörigen Klempnerarbeiten bezeichnet. Mit „Fach“ sind die tragenden Rohbaukonstruktionen, Schornsteine und die Außenwände bezeichnet.
2) Die Kosten der Instandhaltung und Instandsetzung der gemeinschaftlich genutzten Flächen und Gebäudetechnik trägt der Mieter nach dem Verteilungsschlüssel der Betriebs- und Nebenkosten. Die Aufträge für die Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten erteilt der Vermieter. 
3) Der Miete hat das Mietobjekt pfleglich zu behandeln sowie selbst auf eigene Kosten Instand zu halten und Instand zu setzen. Hierzu gehören insbesondere Installationen und Einrichtungen, die der Abnutzung durch den täglichen Gebrauch unterliegen, wie z.B.
- Schlösser
- Fenster, Fensterscheiben und -beschläge,
- innen- und Außenscheiben des Mietobjekts
- Türen und Türbeschläge
- Sanitäreinrichtungen einschließlich der Zu- und Ableitungen bis zum Wandanschluss
- Lichtanlagen
- Fußbodenbeläge
- Heizkörperverkleidungen und -ventile
- Teeküchen nebst aller Einbaugeräte

Außerdem gehört hierzu die Reinigung der Außen- und Innescheiben des Mietobjekts. 
4) Der Mieter hat dem Vermieter die Schäden zu ersetzen, die von ihm, seinen Angestellten, Untermietern, Besuchern, Lieferanten und Handwerkern als Erfüllungsgehilfen des Mieters des Mieters  verursacht wurden. Der Meter hat diese Schäden unverzüglich zu beseitigen.
5) Der Mieter hat dem Vermieter sämtliche Schäden am Objekt unverzüglich anzuzeigen. Bei Gefahr in Verzug hat der Mieter notwendigen Maßnahmen zur Schadensverhütung oder Schadensminderung selbst zu treffen und den Vermieter unverzüglich hierüber zu informieren.

§ 16 Bauliche Veränderungen des Vermieters
1) Der Mieter hat solche Maßnahmen zu dulden, die zur Erhaltung der Mieträume oder des Gebäudes erforderlich sind. Der Mieter hat auch Maßnahmen zur Verbesserung der Mieträume oder anderer Gebäudeteile zu dulden, soweit diese seinen Geschäftsbetrieb nur unwesentlich beeinträchtigen.
2) Soweit der Mieter Maßnahmen zu dulden hat, kann er den Mietzins nicht mindern, ein Zurückbehaltungsrecht nicht ausüben und auch keinen Schadensersatz verlangen. Sind Maßnahmen durchzuführen, die den Gebrauch der Räume zu dem vereinbarten Vertragszweck ausschließen oder erheblich beeinträchtigen, verpflichtet sich der Vermieter für die Zeit der Beeinträchtigung die Miete angemessen zu ermäßigen.

§ 17 Werbung
1) Der Mieter ist berechtigt, im Rahmen des gesetzlich Zulässigen Werbeanlagen auf seine Kosten anzubringen. Über die Stellen für die Werbeanlagen entscheidet der Vermieter unter Berücksichtigung der Mieterwünsche.  
Etwa erforderliche behördliche Genehmigungen hat  der Mieter selbst und auf eigene Kosten einzuholen. Der  Mieter hat öffentlich-rechtliche und technische Vorschriften für die Art der Anbringung und Unterhaltung der Werbung zu beachten.
2) Für alle Schäden im Zusammenhang mit den von ihm angebrachten Werbeanlagen haftet allein der Mieter. Der Mieter ist nach Beendigung des Mietverhältnisses zur Entfernung der von ihm angebrachten Werbeanlagen und zur Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes verpflichtet. 

§ 18 Bauliche Änderungen und Einbringung von Einrichtungen durch den Mieter
1) Die für den Vertragszweck etwaig erforderlichen baulichen Änderungen der Mietsache hat der Mieter auf eigene Kosten durchzuführen. Diese bedürfen der vorherigen Zustimmung des Vermieters. 
2) Eventuell erforderliche behördliche Genehmigungen hat der Mieter selbst und auf eigene Kosten zu besorgen. Der Mieter ist bei der Vorbereitung, Durchführung und Abwicklung der baulichen Maßnahmen verpflichtet, alle öffentlich-rechtlichen und privatrechtlichen Vorschriften zu beachten. Der Mieter stellt den Vermieter frei von allen Ansprüchen Dritter in Bezug auf die Ein- und Umbauten.
3) Der Vermieter kann verlangen, dass Einrichtungen, mit denen der Mieter die Räume versehen hat, entschädigungslos in den Mieträumen verbleiben. Andernfalls hat der Mieter den ursprünglichen Zustand der Mietsache bei Auszug wieder herzustellen.
4) Der Mieter haftet für alle Schäden, die im Zusammenhang mit von ihm veranlassten Baumaßnahmen entstehen. 

§ 19 Verkehrssicherungspflicht
1) Der Mieter übernimmt hinsichtlich des Mietgegenstands die Verkehrssicherungspflicht. Der Mieter verpflichtet sich, auf und vor dem Grundstück die Gehwege regelmäßig zu reinigen und von Schnee und Eis freizuhalten bzw. zu streuen. 
2) Der Mieter stellt den Vermieter im Innenverhältnis von Ansprüchen Dritter aus der Verletzung der Verkehrssicherungspflicht in Bezug auf das Mietobjekt frei. Dies gilt nicht, wenn ein Schaden durch den baulichen Zustand des Mietobjektes entstanden ist, dessen Behebung der Vermieter unterlassen hat, obgleich ihm der Schaden bekannt war. 

§ 20 Betretungsrecht des Vermieters
1) Der Vermieter und seine Beauftragten dürfen die Mieträume nach rechtzeitiger Ankündigung zur üblichen Betriebszeit frei betreten. In Fällen dringender Gefahr kann der Vermieter und seine Beauftragten die Mietsache auch ohne Vorankündigung sowie bei Abwesenheit des Mieters zu jeder Tages- oder Nachtzeit betreten.
2) Bei längerer Abwesenheit des Mieters ist sicherzustellen, dass die Verkehrssicherungspflicht durch geeignete andere Personen ausgeübt wird.
3) Ist das Mietverhältnis gekündigt, gleich aus welchem Grund, hat der Mieter während der Kündigungsfrist die Anbringung von Vermietungsplakaten an geeigneten Stellen zu dulden.
4) Will der Vermieter das Anwesen verkaufen oder ist der Mietvertrag gekündigt, ist der Vermieter oder ein von ihm Beauftragter auch zusammen mit Kauf- oder Mietinteressenten berechtigt, die Mietsache nach rechtzeitiger Ankündigung während der üblichen Betriebszeiten zu besichtigen.

§ 21 Konkurrenzschutz
Es besteht für den Mieter kein Konkurrenzschutz.
 
§ 22 Änderung der Mieterverhältnisse
1) Ändert sich die Rechtsform des Mieters oder treten anderweitige Änderungen der für das Mietverhältnis bedeutsamen Verhältnisse ein, hat der Mieter diese dem Vermieter unverzüglich anzuzeigen.
2) Bei Veräußerung des Betriebes durch den Mieter im Gesamten oder in Teilen bedarf es wegen des Überganges des Vertrages auf den Rechtsnachfolger einer vorherigen Vereinbarung mit dem Vermieter. Ein Anspruch auf Übergang dieses Vertrages besteht nicht. 

§ 23 Beendigung des Mietverhältnisses
1) Das Mietobjekt wird dem Mieter renoviert übergeben. Nach Beendigung des Mietverhältnisses hat der Mieter die Mietsache vollständig geräumt und besenrein zurückzugeben. Er hat von ihm oder seinen Erfüllungsgehilfen schuldhaft verursachte Beschädigungen zu beseitigen. Fällige Schönheitsreparaturen und Instandsetzungen sind bis zur Rückgabe auszuführen.
2) Einrichtungen, mit denen der Mieter die Mietsache versehen hat, muss er entfernen, sofern nicht der Vermieter verlangt, dass die Einrichtungen gem. § 16 Abs. 3 dieses Vertrages in den Räumen verbleiben. 

Praxishinweis
Hat der Mieter die Mieträume auf eigenen Kosten umfangreich für seine Zwecke umgebaut, sollten die Mietparteien schon bei Abschluss des  Mietvertrages regeln, ob der Mieter die Einbauten tatsächlich entfernen muss oder ob der Vermieter entgegen diesem Vertragsentwurf die Einbauten nur gegen eine angemessene Abstandszahlung behalten kann. Die gesetzlichen Regelungen sind abdingbar.

3) Der Mieter hat alle ihm überlassenen und von ihm selbst beschafften Schlüssel zurückzugeben. Der Mieter haftet für sämtliche Schäden, die dem Vermieter durch eine nicht rechtzeitige oder nicht vollständige Schlüsselübergabe entstehen.

§ 24 Hausordnung
(1) Die nachstehende Hausordnung, insbesondere die unter „III. Reinhaltungs- und Reinigungspflichten“ aufgeführten Regelungen, ist Bestandteil dieses Vertrages; ihre Abänderung durch den Vermieter ist zulässig, wenn dies im Interesse einer ordnungsgemäßen Verwaltung des Hauses geboten erscheint.
(2) Sofern der Vermieter von dem ihm gemäß Ziffer 1 zustehenden Recht Gebrauch macht oder zusätzliche Regelungen für die Benutzung gemeinschaftlicher Einrichtungen, die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung im Hause usw. trifft, werden auch die Änderungen der Hausordnung und die zusätzlichen Regelungen als Vertragsbestandteil anerkannt. Sie sind dem Mieter in geeigneter Weise bekannt zu geben.

25 Nebenabreden und Teilunwirksamkeit
1) Andere als die in diesem Vertrag getroffenen Vereinbarungen bestehen nicht. Mündliche Nebenabreden sind nicht getroffen.
2) Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrags bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für die Abbedingung oder Modifikation der Schriftformklausel.
3) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise nichtig oder unwirksam sein, so bleibt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen des Vertrages davon unberührt. 
4) Die Parteien verpflichten sich, die nichtige oder unwirksame Bestimmung durch eine ihr im wirtschaftlichen Ergebnis gleichkommende Regelung zu ersetzen.

§ 26 Zusatzvereinbarungen

__________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________
__________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________
__________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________

Unterschriften

............................, 	den ...........................
Ort,	Datum

_____________________				____________________________
Vermieter						Mieter














Anlage 1 zum Mietvertrag vom ....................

(Lageplan)



Anlage 2 zum Mietvertrag vom .................

HAUSORDNUNG


Bezug nehmend auf § 24 des Mietvertrages verpflichtet sich der Mieter, insbesondere um ein friedliches Zusammenleben aller Hausbewohner zu ermöglichen, die nachfolgende durch den Vermieter aufgestellte Hausordnung in der jeweils geltenden Fassung einzuhalten:

I. Rücksichtnahme auf die Hausbewohner

(1) Die Hausbewohner nehmen Rücksicht aufeinander. Daher ist insbesondere zu vermeiden:

a) störende Geräusche, wie Türenwerfen, Lärm im Treppenhaus und solche Tätigkeiten, die eine Erschütterung des Hauses hervorrufen oder die Mitbewohner durch den entstehenden Lärm belästigen und die häusliche Ruhe beeinträchtigen;

b) Muszieren und Handwerken in der Zeit von 22 bis 8 Uhr und von 13 bis 15 Uhr,
Fernseh- und Rundfunkgeräte, PCs sowie sonstige Schall erzeugende elektrische oder elektronische Geräte dürfen nur auf Zimmerlautstärke eingestellt werden;

c) Benutzen von Duschen und Badewannen in der Zeit von 22 bis 6 Uhr.

(2) Haushalts- und Büromaschinen sind, soweit möglich, bei Benutzung auf schalldämpfende Unterlagen, z.B. Filz, Gummi usw. zu stellen.

(3) Brennmaterial ist nur mit Erlaubnis des Vermieters im Keller oder an den vom Vermieter bezeichneten Stellen zu zerkleinern und unter Einhaltung der diesbezüglichen gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften lagern.

(4) Fahrräder sind nicht in der Wohnung und nur an den vom Vermieter bezeichneten Stellen abzustellen.

(5) Motorräder, Motorroller u. ä. sind nicht im Haus oder im Keller abzustellen, Kraftstoff darf dort nicht gelagert werden. 

(6) Teppiche, Decken und andere Gegenstände dürfen nur auf dem Hofe oder an einem sonst dafür bestimmten Ort ausgeklopft werden, und zwar in der Regel nur werktags von 8 bis 12 Uhr und 15 bis 18 Uhr. Der entstandene Schmutz ist sofort zu beseitigen.

(7) Gegenstände dürfen nicht außerhalb des Wohnung oder des Kellers gelagert werden.

(8) Ein vorhandener Hofraum, der Gegenstand dieses Vertrages ist, dient der gemeinsamen Benutzung durch die Nutzungsberechtigten, z.B. zum Teppichklopfen oder – bei Aufstellung der Mülltonnen im Hof – zur Entleerung der Mülleimer in den Tonnen. Das Aufstellen, Waschen, Reinigen, Pflegen und Reparieren von Kraftfahrzeugen einschließlich Kleinkrafträdern sowie das längere Warmlaufenlassen der Motoren und lautes Türenschlagen ist auf dem Hof nicht gestattet.

(9) Kindern dürfen auf dem Hof nur aufgrund besonderer Vereinbarung mit dem Vermieter  und nur auf den von diesem hierfür freigegebenen Hofteilen in den in Absatz 1b genannten Zeiten spielen. 

II. Sorgfaltspflichten der Hausbewohner

(1) Um die Hausbewohner zu schützen, sind sämtliche Zugangstüren zum Haus von 22 Uhr abends bis 6 Uhr morgens verschlossen zu halten. Die Erdgeschossmieter haben die Türen abzuschließen, sofern hierzu nicht ein Dritter verpflichtet ist. Jeder Mieter, der selbst oder dessen Angehörige, Gäste u. ä. nach 22 Uhr abends und vor 6 Uhr morgens noch ein- und ausgeht, hat die Tür wieder ordnungsgemäß zu verschließen. 

Der Mieter hat dafür zu sorgen, dass die ihm übergebenen Schlüssel nicht in Besitz von anderen als zu seinem Haushalt gehörenden Personen gelangen.

(2) Falls der Mieter vor Ablauf des Vertrages seine  Mieträume endgültig oder während der Dauer der Mietzeit längere Zeit (z.B. Urlaub, Montage) verlässt, ist er verpflichtet, einen Wohnungsschlüssel dem Vermieter oder einem vom Vermieter Beauftragten zu übergeben. Er kann stattdessen den Schlüssel auch bei einem anderen Hausbewohner oder Nachbarn abgeben. Er muss dessen Anschrift dem Vermieter mitteilen. 

(3) Türen, Fenster und Treppen sind materialschonend zu putzen. Die Verwendung von Mitteln, die das Material angreifen oder die Farbe ablösen, ist zu vermeiden. Die Fußböden sind ordnungsgemäß und nur mit für das jeweilige Material zugelassenen Mitteln zu behandeln. Parkett und andere Holzböden dürfen nicht nass gewischt werden.
 
(4) Werden Treppen, Flure und Höfe beim Transport von Sachen beschmutzt, sind sie sofort von dem betreffenden Mieter zu reinigen unabhängig davon, wer nach III Abs. 2 dieser Hausordnung zur Reinigung verpflichtet wäre. 

(5) Kinderwagen dürfen nur vorübergehend im Flur abgestellt werden, andere Gegenstände überhaupt nicht.

(6) Die Dachfenster und Dachluken sind nachts, bei Regen und bei stürmischem Wetter geschlossen zu halten. Sie sind im Übrigen bei Öffnen fest zu stellen. 

(7) Das Grillen und Anzünden von Feuer auf Balkonen ist ordnungsrechtlich unzulässig und daher zu unterlassen.

(8) Blumenkästen und Blumentöpfe dürfen nur vor die Fenster gestellt werden, wenn geeignete Vorrichtungen vorhanden sind, die das Herunterfallen der Kästen und Töpfe und das Ablaufen von Wasser verhindern.

(9) Es ist nicht gestattet, von Fenstern und Balkonen aus Vögel zu füttern.

(10) Die Mieträume sind ausreichend zu lüften und zu heizen. Bei Frost müssen alle Heizkörper Umfang betrieben werden, die Heizkörperventile dann nicht mit Stellung „0“.


III. Reinhaltungs- und Reinigungspflichten

(1) Kellertreppen, Kellerflure, Bodenräume, Hofräume einschließlich evtl. vorhandener Tordurchfahrten sowie der Mülltonnenstandplatz werden wechselweise durch alle Mieter nach einer vom Vermieter aufzustellenden Ordnung gereinigt. 

(2) Jeder Hausbewohner ist verpflichtet, den zu seiner Wohnung führenden Teil des Flures und der Treppe sowie gemeinsam benutzte Toiletten wenigstens zweimal wöchentlich gründlich zu reinigen und auch an den übrigen Tagen sauber zu halten. Wohnen mehrere Parteien in einem Geschoss, so haben diese die Reinigung abwechselnd vorzunehmen. Die Fenster des Treppenhauses sind entsprechend den vorstehenden Bestimmungen sauber zu halten.

(3) Jeder Mieter hat seinen Keller und die dazugehörigen Lichtschächte und Kellerfenster selbst zu putzen. 

(4) Der (die) Erdgeschossmieter(n) hat (haben abwechselnd) zu reinigen:

a) die Hauszugänge und Hauseinfahrten, die Hauszugangstüren, die vor dem Hauseingang befindliche Treppe und den Erdgeschossflur;

b) den Bürgersteig und die Straße, soweit dies nicht seitens der Gemeinde erfolgt.

(5) Die vorgenannten Reinigungspflichten bestehen auch, wenn der Mieter urlaubsabwesend oder erkrankt ist. Sie haben dann keine Geltung, wenn der Vermieter eine abweichende Regelung getroffen hat.

(6) Der Mieter hat den Vermieter unverzüglich über Ungeziefer zu informieren und alles zu unternehmen, was ein weiteres Ausbreiten des Ungeziefers verhindert. Er hat für dessen sofortige Beseitigung zu sorgen.

(7) Um Ungezieferbefall zu vermeiden und im Interesse der Hygiene sind die Mieter verpflichtet, nach Maßgabe der ortsrechtlichen Vorschriften Abfälle regelmäßig fortzuschaffen und in die dazugehörigen Behälter zu entsorgen. In der Zwischenzeit sind die Abfälle in der Wohnung (nicht im Treppenhaus oder in den gemeinsamen Räumen) in verschlossenen Behältern aufzubewahren.

(8) Abfälle oder andere Gegenstände dürfen nicht aus dem Fenster geworfen werden.

(9) Die zur Erfüllung vorstehender Pflichten und Aufgaben erforderlichen Mittel und Geräte hat der Mieter auf seine Kosten zu stellen.

(10) Zur Aufnahme des bei dem Kehren der Schornsteine anfallenden Rußes sind in Erfüllung der behördlichen Kehrordnung wechselweise von den Mietern, nach Maßgabe einer vom Vermieter aufzustellenden Ordnung, die erforderlichen nichtbrennbaren, dichten Behältern bereitzustellen und zu entleeren.


IV. Waschordnung

(1) Die Reihenfolge der Benutzung der Waschküche und des Trockenraumes bestimmt der Vermieter. Jeder Mieter kann die Waschküche und den Trockenraum nach dem vom Vermieter erstellten Plan benutzen. Der Vermieter kann anordnen, dass Familien mit kleinen Kindern mehr Zeit zur Benutzung der Waschküche und  des Trockenraums erhalten als andere Mieter.

(2) Wäsche soll, sofern ein Trockenraum zur allgemeinen Benutzung vorhanden ist, nur in diesem getrocknet werden, nicht in der Wohnung oder auf den Fluren, den Veranden oder Balkonen. Soweit der Garten zum Trocknen der Wäsche freigegeben ist, darf er hierzu an Werktagen benutzt werden.

(3) Waschküche und Trockenraum sowie deren Zugänge (Keller- bzw. Bodentreppe) sind von jedem Mieter sauber zu verlassen. 



V. Feuer- und Kälteschutz

(1) Zur Vermeidung von Brandgefahr dürfen Keller, Boden und ähnliche Räume nicht mit offenem Licht betreten werden. 

Die Fußböden sind unter den Ofenfeuertüren mit genügend großen Eisenblechen zu verkleiden. In Räumen mit Holz- oder mit holzverkleideten Wänden müssen die Öfen mindestens 60 cm von den Wänden entfernt aufgestellt werden. Nicht im Gebrauch befindliche Kaminlöcher sind stets luftdicht und feuersicher zu verschließen.

(2) Bei Frostwetter sind von allen Hausbewohnern Vorkehrungen zu treffen, die ein Einfrieren der Leitungen verhindern, insbesondere sind Türen und Fenster (Dachbodenfenster, Kellerfenster) zu schließen. Nach außen führende Wasserleitungen sind vor Beginn der Frostperiode abzustellen  und zu entleeren. 

(3) Beim Auftauen zugefrorener Leitungen ist ein Fachmann hinzuziehen.



Ort Datum




___________________________			___________________________
Vermieter							Mieter
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